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1. PROBLEMSTELLUNG

Zu unterscheiden ist zwischen dem qualitativen (chemische, 
biologische und physikalische Belastungen) und dem quanti-
tativen Bodenschutz (Erhaltung unbebauter und durchlässiger 
Flächen).

Die verschiedenen Aspekte des Bodenschutzes werden durch 
das Bundesgesetz über den Umweltschutz (USG) und die 
Bundesverordnung über Belastungen des Bodens (VBBo) gere-
gelt. Das durch das USG definierte Ziel ist die langfristige 
Gewährleistung der Bodenfruchtbarkeit. Der Bodenschutz strebt 
folgende Ziele an:
· Gewährleistung der Multifunktionalität des Bodens: Der 

Boden kann mehrere Funktionen gleichzeitig erfüllen. Die 
durch die VBBo definierte Fruchtbarkeit berücksichtigt diese 
Multifunktionalität. Gemäss VBBo gilt ein Boden als fruchtbar, 
wenn er nicht nur pflanzliche Güter erzeugt, sondern wenn auch 
die übrigen Funktionen gewährleistet sind (Pflanzenwachstum, 
Filter, Träger für menschliche Tätigkeiten usw.). Das Hauptziel 
des chemischen und physikalischen Bodenschutzes besteht 
in der langfristigen Gewährleistung der Multifunktionalität.

· Schutz vor neuen Belastungen: Gemäss dem vom USG defi-
nierten Vorsorgeprinzip, geht es vor allem um den Schutz vor 
neuen Bodenbelastungen. Zugleich ist es unerlässlich, die 
wirtschaftlichen Bodennutzungsmöglichkeiten zu erhalten (z. 
B. für Kiesgruben). Der physikalische Bodenschutz hat also 
mit einer haushälterischen Bodennutzung einherzugehen. Es 
geht darum, Techniken anzuwenden, die mit der Erhaltung 
der Fruchtbarkeit kompatibel sind.

· Bewahrung der fruchtbaren Flächen: Es ist unerlässlich, ein 
Maximum an fruchtbaren und durchlässigen Flächen zu bewah-
ren. Dieses Ziel lässt sich nur erreichen, wenn einerseits noch 
nicht versiegelte Flächen erhalten bleiben und andererseits 
die Erweiterung der Bauzonen zu Lasten der produktiven 
Flächen entsprechend den Zielen und Grundsätzen, die die 
Erhaltung der guten Ackerböden anstreben (siehe Thema 
«Landwirtschafts- und Fruchtfolgeflächen»), kontrolliert wird.

· Behebung der Belastungen: Soweit möglich sind Böden, die 
Schäden erlitten haben, wieder in Stand zu stellen, indem die 
natürliche Bodenerneuerung durch geeignete Bearbeitungs-
techniken gefördert wird. Die Hauptaufgaben des Kantons 
in Sachen Bodenschutz sind:

- die Überwachung der Bodenbelastung (Art. 4 VBBo).
- die Beurteilung der Bodenbelastung (Art. 5 VBBo).
- die Ergreifung zusätzlicher Massnahmen für bedrohte oder 

belastete Böden (Art. 8, 9 und 10 VBBo).
- die Gewährleistung der landwirtschaftlichen Flächen.

Aus Gründen der Verhältnismässigkeit sieht die VBBo ein Vorgehen 
in drei Schritten vor, um Bodenbelastungen zu erkennen und 
anschliessend zu reduzieren.
· Für Böden, deren Verschmutzung unter den in der VBBo genann-

ten Richtwerten liegt, sind keine besonderen Massnahmen zu 
ergreifen. Nach dem gegenwärtigen Stand der wissenschaft-
lichen Erkenntnisse sind der Boden als Ökosystem und die 
Fruchtbarkeit langfristig gewährleistet, wenn die Richtwerte 
nicht überschritten werden.

· Bei Überschreiten der Richtwerte ist die Bodenbeobachtung zu 
verstärken, und man hat die Immissionsquellen zu bekämpfen. 
Wird für eine gegebene Nutzung nur der Richtwert, jedoch 
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nicht der Prüfwert überschritten, kann der Boden ohne Gefahr 
für Menschen, Tiere und Pflanzen weiter in derselben Weise 
genutzt werden.

· Bei Überschreiten der Prüfwerte ist vom Grundsatz auszugehen, 
dass eine Gefährdung für die Gesundheit von Menschen, 
Tieren und Pflanzen nicht mehr ausgeschlossen werden 
kann. In diesem Fall hat die Kantonsbehörde eine gründliche 
Untersuchung der Bodenbelastung vorzunehmen, ergreift jedoch 
keine unmittelbaren Massnahmen zur Nutzungseinschränkung 
oder Sanierung. Wird die Gefährdung durch die Untersuchung 
bestätigt, haben die Kantone die Bodennutzung einzuschränken 
(z. B. Anbau einer weniger empfindlichen Pflanze). Diese 
Einschränkungen oder Nutzungsänderungen bezwecken 
einzig die Beseitigung der Gefährdung; es gibt noch keine 
Verpflichtung zur Sanierung.

· Bei Überschreiten der Sanierungswerte sind die betroffenen 
Menschen, Tiere und Pflanzen durch die landwirtschaftliche 
oder gartenbauliche Nutzung ernsthaft gefährdet. Aus 
Gesundheitsgründen ist die entsprechende Nutzung folg-
lich zu verbieten. Sollen die betroffenen Flächen weiterhin 
landwirtschaftlich oder gartenbaulich genutzt werden, ist 
die Bodenbelastung auf ein Niveau soweit unterhalb der 
Sanierungswerte zu reduzieren, bis die vorgesehene stand-
ortgerechte Nutzung erneut gefahrlos aufgenommen werden 
kann. Die zu ergreifenden Sanierungsmassnahmen müssen 
dem Boden nicht unbedingt seinen multifunktionalen Charakter 
zurückgeben, das heisst langfristig seine Fruchtbarkeit gewähr-
leisten, sondern sie haben hauptsächlich die Gefährdung zu 
beseitigen.

Im Allgemeinen ist die Ausführung der VBBo Aufgabe der Kantone. 
Im Rahmen einer Ausführungsverordnung der VBBo hat der Kanton 
die Aufgaben- und Kompetenzverteilung zwischen den betroffe-
nen kantonalen Instanzen festgelegt. Diese Aufgabenverteilung 
bezieht sich vor allem auf die verschiedenen Bodentypen. So 
wurden folgende Böden unterschieden:
· Landwirtschaftliche Böden sind Böden in einer Landwirtschafts-

zone oder Böden in einer Bauzone, die noch landwirtschaft-
lich genutzt werden, Baustellen innerhalb dieser Sektoren 
inklusive.

· Waldböden umfassen alle mit Wald bewachsenen Böden.

· Nicht landwirtschaftliche Böden sind Böden in einer Bauzone, 
die nicht landwirtschaftlich genutzt werden, Baustellen inner-
halb dieser Sektoren inklusive.

2. GRUNDSÄTZE

ZIELE DER KANTONALEN POLITIK

Die Bundesgesetzgebung schreibt den Kantonen als Minimalaufgabe 
vor, die Bestimmungen des USG und der VBBo anzuwenden.

Auch wenn die Revision des kantonalen Richtplans dazu führt, 
dass eine gewisse Zahl von Vorkehrungen in Sachen quanti-
tativer Bodenschutz ergänzt werden können, bleibt in Sachen 
qualitativer Bodenschutz noch sehr viel zu tun.



B S. 2   

3 .  B o d e n s c h u t z

19.11.2002

3 .  B o d e n s c h u t z

B S. 3   19.11.2002

GRUNDSÄTZE ZUM STANDORT

Die Bodenschutzstrategie bezweckt nicht nur die Durchführung von 
Massnahmen, die sich direkt auf den Boden beziehen, sondern 
auch im vorbeugenden Sinne die Einschränkung der Schadstoffe 
und die Vermeidung physikalischer Belastungen.

4. UMSETZUNG

KANTONALE STUDIE FÜR DEN SACHBEREICH

Die im Text des kantonalen Richtplans festgelegten Massnahmen 
verfolgen die nachstehenden Ziele:
· Verbesserung der Messinstrumente: Hinsichtlich der Messtätigkeit 

der Bodenqualität geht es darum, sich auf langfristige 
Untersuchungen zu konzentrieren. Das auf Ackerbauflächen 
beschränkte FRIBO-Netz ist durch ein umfassenderes 
Umweltbeobachtungssystem zu ergänzen, mit dem alle 
Bodennutzungstypen beobachtet werden können.

· Verbesserung der Informationen über den Bodenschutz: Es 
braucht eine bessere Information der Bevölkerung, die über die 
Bodenschutzproblematik häufig nur schlecht Bescheid weiss. Es 
ist unerlässlich, dass sich die Bevölkerung im Allgemeinen und 
die Landwirte im Besonderen der Probleme der Bodenbelastung 
und -verschmutzung mehr bewusst werden. Um die junge 
Generation zu sensibilisieren, ist die Bodenproblematik auch in 
die Unterrichts- und Ausbildungsprogramme aufzunehmen.

· Bodenkartierung: das kartographische Instrument soll es 
erlauben:

- die Böden zu überwachen.
- die physikalischen Bodenbelastungen zu ermitteln und die 

notwendigen Massnahmen festzulegen.
- die empfindlichen Zonen zu bestimmen, für die 

Zusatzmassnahmen erforderlich sind.
- als Arbeitsgrundlage der verschiedenen für den Bodenschutz 

verantwortlichen Stellen zu dienen (Umweltschutz, 
Raumplanung, Landwirtschaft, Bodenverbesserungen, 
Wald).




